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1. Pfl icht zur Arbeitszeiterfassung

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hatte darüber zu entscheiden, 
ob die Mitgliedsstaaten Arbeitgeber zur Zeiterfassung verpfl ichten 
müssen. Er stellte in seinem Urteil vom 14.5.2019 fest, dass ohne ein 
System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines jeden Arbeitnehmers 
gemessen werden kann, weder die Zahl der geleisteten Arbeitsstun-
den und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der Überstunden 
objektiv und verlässlich ermittelt werden kann, sodass es für die Ar-
beitnehmer äußerst schwierig oder gar praktisch unmöglich ist, ihre 
Rechte durchzusetzen.

Die objektive und verlässliche Bestimmung der täglichen und wö-
chentlichen Arbeitszeit ist für die Feststellung, ob die wöchent-
liche Höchstarbeitszeit einschließlich der Überstunden sowie die 
täglichen und wöchentlichen Ruhezeiten eingehalten worden sind, 
nach Auffassung des EuGH unerlässlich. Die Mitgliedstaaten müssen 
die Arbeitgeber daher verpfl ichten, ein objektives und verlässliches 
System einzurichten, mit dem die von einem jeden Arbeitnehmer 
geleistete tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann.

Anmerkung: Diese Entscheidung hat sicherlich große und noch 
nicht absehbare Auswirkungen im Arbeitsalltag.

2.  Hinweispfl icht des Arbeitgebers auf dro-
henden Verfall des Urlaubsanspruchs

Arbeitgeber müssen ihre Arbeitnehmer auf den drohenden Verfall 
von Urlaub aus vergangenen Jahren hinweisen. Nach einem Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln (LAG) vom 9.4.2019 erlischt der Ur-
laubsanspruch in der Regel nur dann am Ende des Kalenderjahres, 
wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer zuvor über seinen Ur-
laubsanspruch und die Verfallfristen konkret belehrt hat. Diese Ini-
tiativlast des Arbeitgebers bezieht sich nicht nur auf das laufende 
Kalenderjahr, sondern auch auf den Urlaub aus vorangegangenen 
Kalenderjahren.

In dem vom LAG entschiedenen Fall war ein Arbeitnehmer in der 
Zeit vom 1.9.2012 bis zum 31.3.2017 als Bote bei einer Apotheke 
beschäftigt. Bezüglich der Urlaubsansprüche enthielt der Arbeitsver-
trag eine Regelung, wonach der Arbeitnehmer seinen Jahresurlaub 
auf eigenen Wunsch in Form einer wöchentlichen Arbeitszeitver-
kürzung nimmt. Statt der bezahlten 30 Stunden/Woche arbeitete er 
nur 27,5 Stunden/Woche. Die Gewährung darüber hinausgehenden 
Urlaubs hatte der Bote während des Arbeitsverhältnisses nicht ver-
langt. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses begehrte er einen 
fi nanziellen Ausgleich für in den Jahren 2014, 2015 und 2016 nicht 
gewährten Urlaub.

Nach der Bewertung des LAG sind die Urlaubsansprüche nicht durch 
den geringeren Arbeitszeitumfang erfüllt worden. Die wöchentliche 
Arbeitszeitverkürzung stellte keinen Erholungsurlaub im Sinne des 
Bundesurlaubsgesetzes dar. Die Urlaubsansprüche waren auch nicht 
verfallen. Denn unter Berücksichtigung des europäischen Rechts 
verfällt der Urlaub eines Arbeitnehmers in der Regel nur, wenn 
der Arbeitgeber ihn zuvor konkret aufgefordert hat, den Urlaub zu 
nehmen, und ihn klar und rechtzeitig darauf hingewiesen hat, dass 
der Urlaub anderenfalls mit Ablauf des Urlaubsjahres oder Übertra-
gungszeitraums erlöscht. 

Dem Arbeitgeber obliegt die Initiativlast, im laufenden Kalenderjahr 
den Arbeitnehmer aufzufordern, den Urlaub zu nehmen. Diese Ob-
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liegenheit des Arbeitgebers bezieht sich auch auf Urlaub aus voran-
gegangenen Kalenderjahren. In dem o. g. Fall hatte der Arbeitgeber 
3.600 € an den Arbeitnehmer zu zahlen.

3. Erhöhung der Arbeitszeit bei 
Teilzeitbeschäftigten

Nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz hat der Arbeitgeber einen 
teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, der ihm den Wunsch nach einer 
Verlängerung seiner vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt 
hat, bei der Besetzung eines entsprechenden freien Arbeitsplatzes 
bei gleicher Eignung bevorzugt zu berücksichtigen. Eine Ausnahme 
besteht nur, wenn dringende betriebliche Gründe oder Arbeitszeit-
wünsche anderer Arbeitnehmer dem entgegenstehen.

Ein ihm angezeigter Verlängerungswunsch verpfl ichtet den Arbeit-
geber jedoch nicht schon dazu, dem Arbeitnehmer bei der Besetzung 
eines freien Arbeitsplatzes einen Antrag auf Abschluss eines Arbeits-
vertrags mit erhöhter Arbeitszeit zu unterbreiten, so das Bundes-
arbeitsgericht in seiner Entscheidung vom 27.2.2018. Vielmehr löst 
die Anzeige des Arbeitnehmers lediglich die Pfl icht des Arbeitgebers 
aus, den Arbeitnehmer über die zu besetzenden Arbeitsplätze zu in-
formieren. Es ist sodann der Entscheidung des Arbeitnehmers über-
lassen, ob er seine vertraglich vereinbarte Arbeitszeit zu dem vom 
Arbeitgeber vorgesehenen Termin und im entsprechenden Umfang 
erhöhen will.

Ist das der Fall, so hat er ein hierauf bezogenes Vertragsangebot 
an den Arbeitgeber zu richten, dessen Zugang der Arbeitgeber ab-
warten kann. Das Vertragsangebot muss so formuliert sein, dass der 
vom Arbeitnehmer gewünschte Änderungsvertrag durch die bloße 
Zustimmung des Arbeitgebers zustande kommt.

4. Elternzeit - Kürzung von Urlaubsansprüchen 

Der gesetzliche Urlaubsanspruch besteht auch für den Zeitraum der 
Elternzeit, er kann jedoch vom Arbeitgeber gekürzt werden. Möchte 
der Arbeitgeber jedoch von seiner Befugnis Gebrauch machen, den 
Erholungsurlaub für jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit um 
1/12 zu kürzen, muss er eine darauf gerichtete empfangsbedürftige 
rechtsgeschäftliche Erklärung abgeben. Dazu ist es ausreichend, 
dass für den Arbeitnehmer erkennbar ist, dass der Arbeitgeber von 
der Kürzungsmöglichkeit Gebrauch machen will. 

Das Kürzungsrecht des Arbeitgebers erfasst auch den vertraglichen 
Mehrurlaub, wenn die Arbeitsvertragsparteien für diesen keine für 
die Urlaubskürzung aufgrund von Elternzeit abweichende Regelung 
vereinbart haben.

Die Kürzung des gesetzlichen Mindesturlaubsanspruchs verstößt 
auch nicht gegen EU-Recht. Nach der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs sind Arbeitnehmer, die wegen Elternzeit im 
Bezugszeitraum nicht zur Arbeitsleistung verpfl ichtet waren, nicht 
Arbeitnehmern gleichzustellen, die in diesem Zeitraum tatsächlich 
gearbeitet haben.

5. Erhöhung des Elterngeldes aufgrund 
von Gehaltsnachzahlungen

Nachgezahlter laufender Arbeitslohn, den der Elterngeldberechtigte 
außerhalb der für die Bemessung des Elterngelds maßgeblichen 
12 Monate vor dem Monat der Geburt des Kindes (Bemessungszeit-
raum) „erarbeitet“ hat, ist der Bemessung des Elterngeldes zugrun-

de zu legen, wenn er im Bemessungszeitraum zugefl ossen ist. Denn 
entscheidend ist, welches Einkommen der Berechtigte „im Bemes-
sungszeitraum hat“. Dies folgt aus der gesetzlichen Neuregelung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) zum 18.9.2012.

Dieser Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 27.6.2019 lag 
der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Für die Bemessung des El-
terngeldes wurde der Bemessungszeitraum Juli 2013 bis Juni 2014 
(Geburt: 25.8.2014) festgelegt. Das im August 2013 aufgrund einer 
Gehaltserhöhung nachgezahlte Gehalt für Juni 2013 wurde ausge-
klammert. 

6. Zwischenlandung und Landung in Drittstaat 
– Ausgleich bei Flugverspätung

In einem vom Europäischen Gerichtshof am 11.7.2019 entschiedenen 
Fall buchten Fluggäste bei einem tschechischen Luftfahrtunterneh-
men einen Flug von Prag (Tschechische Republik) über Abu Dhabi 
(Vereinigte Arabische Emirate) nach Bangkok (Thailand). Der erste 
Teilfl ug dieses Fluges mit Umsteigen, der von einer tschechischen 
Airline durchgeführt wurde und von Prag nach Abu Dhabi ging, kam 
pünktlich in Abu Dhabi an. 

Dagegen war der zweite Teilfl ug, der im Rahmen einer Codesharing-
Vereinbarung von Etihad Airways, einem Luftfahrtunternehmen 
von außerhalb der Gemeinschaft, durchgeführt wurde und von Abu 
Dhabi nach Bangkok ging, bei der Ankunft um 488 Minuten ver-
spätet. Diese Verspätung von mehr als drei Stunden kann nach der 
Verordnung über Fluggastrechte dazu führen, dass Fluggästen ein 
Anspruch auf einen Ausgleich zusteht.

Die EuGH-Richter entschieden dazu: „Ein Luftfahrtunternehmen, das 
den ersten Teilfl ug durchgeführt hat, ist verpfl ichtet, den Fluggästen 
einen Ausgleich zu leisten, wenn es bei der Ankunft des zweiten 
Teilfl ugs, der von einem Luftfahrtunternehmen von außerhalb der 
Gemeinschaft durchgeführt wurde, zu einer großen Verspätung ge-
kommen ist.“ 

Der EuGH kam zu dem Ergebnis, dass in diesem Fall die tschechische 
Airline für den in der Verordnung vorgesehenen Ausgleich wegen 
der großen Verspätung bei der Ankunft des Fluges mit Umsteigen 
nach Bangkok haftet, obwohl die große Verspätung auf dem Flug 
von Abu Dhabi nach Bangkok entstanden und der Fluggesellschaft 
Etihad Airways zuzurechnen ist. 

In diesem Sinne unterstreicht der EuGH insbesondere, dass sich ein 
ausführendes Luftfahrtunternehmen, das den ersten Teilfl ug eines 
Fluges mit ein- oder mehrmaligem Umsteigen durchgeführt hat, der 
Gegenstand einer einzigen Buchung war, nicht auf die mangelhafte 
Durchführung eines späteren, von einem anderen Luftfahrtunter-
nehmen durchgeführten Teilfl ugs zurückziehen kann.

7.  Eigenbedarfskündigung – Sachverhalts-
aufklärung bei Härtefallklausel

Im Falle einer Eigenbedarfskündigung sind sowohl auf Seiten des 
Vermieters wie auf Seiten des Mieters grundrechtlich geschützte Be-
lange (Eigentum, Gesundheit) betroffen. Daher sind eine umfassende 
Sachverhaltsaufklärung sowie eine besonders sorgfältige Abwägung 
erforderlich, ob im jeweiligen Einzelfall die Interessen des Mieters an 
der Fortsetzung des Mietverhältnisses diejenigen des Vermieters an 
dessen Beendigung überwiegen. 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann ein Mieter der Kündigung 
des Vermieters widersprechen und von ihm die Fortsetzung des Miet-



verhältnisses verlangen, wenn die Beendigung des Mietverhältnisses 
für den Mieter, seine Familie oder einen anderen Angehörigen seines 
Haushalts eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung 
der berechtigten Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist 
(Härtefallregelung).

Die Faktoren Alter und lange Mietdauer mit einer damit einherge-
henden Verwurzelung im bisherigen Umfeld des Mieters wirken sich 
unterschiedlich stark aus. Sie rechtfertigen deshalb ohne weitere 
Feststellungen zu den sich daraus ergebenden Folgen im Fall eines 
erzwungenen Wohnungswechsels grundsätzlich nicht die Annahme 
einer Härte.

Der Bundesgerichtshof entschied daher in seinen Urteilen vom 
22.5.2019, dass ein Sachverständigengutachten regelmäßig von 
Amts wegen einzuholen sein wird, wenn der Mieter eine mögliche 
Verschlechterung seines Gesundheitszustandes durch ärztliches At-
test belegt hat. Hier gilt es zu klären, an welchen Erkrankungen der 
betroffene Mieter konkret leidet und wie sich diese auf seine Le-
bensweise und Autonomie sowie auf seine psychische und physische 
Verfassung auswirken. 

Dabei ist auch von Bedeutung, ob und inwieweit sich die mit einem 
Umzug einhergehenden Folgen mittels Unterstützung durch das 
Umfeld bzw. durch begleitende Behandlungen mindern lassen. Nur 
eine solche Aufklärung versetzt die Gerichte in die Lage, eine ange-
messene Abwägung bei der Härtefallprüfung vorzunehmen.

8. Irrtümliche Instandsetzung des Gemein-
schaftseigentums (Fenster)

Die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) entschieden am 14.6.2019, 
dass ein Wohnungseigentümer, der die Fenster seiner Wohnung in 
der irrigen Annahme erneuert hat, dies ist seine Aufgabe und nicht 
gemeinschaftliche Aufgabe der Wohnungseigentümer, keinen An-
spruch auf Kostenersatz hat.

Der BGH führte aus, dass Wohnungseigentümer zwar stets damit 
rechnen müssen, dass es durch Mängel des Gemeinschaftseigentums 
zu unvorhersehbaren Ausgaben kommt, und sie dafür einzustehen 
haben. Sie müssen ihre private Finanzplanung aber nicht darauf 
einrichten, dass sie im Nachhinein für abgeschlossene Maßnahmen 
aus der Vergangenheit, auf die sie keinen Einfl uss nehmen konnten, 
herangezogen werden.

9. Mietkosten bei Aufl ösung einer Wohnung 
wegen Trennung

Nutzt ein Ehegatte nach der Trennung eine gemeinsam angemietete 
Wohnung allein weiter, trägt er im Innenverhältnis die Miete allein, 
denn es handelt sich um ein Dauerschuldverhältnis, aus dem regel-
mäßig wiederkehrend Nutzungen gezogen werden. Diese Nutzungen 
zieht nach der Trennung nur noch der in der Ehewohnung verbliebe-
ne Partner. Da dieser die Möglichkeit hätte, eine andere Wohnung zu 
mieten (an deren Kosten sich der Ehegatte ebenfalls nicht beteiligen 
müsste), muss für die fortlaufende Nutzung der Ehewohnung nach 
Trennung gleiches (Kostentragung nur durch den Nutzer) gelten.

Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, dass einem – selbst ge-
wünschten – sofortigen Verlassen der Ehewohnung die gegenüber 
dem Vermieter zu beachtende Kündigungsfrist entgegensteht. Der 
in der Wohnung verbleibende Partner ist daher auch bei eigenem 
Auszugswunsch aus wirtschaftlichen Gründen gehalten, die Ehe-
wohnung bis zur Kündigung weiter zu nutzen. In diesem Fall einer 
„aufgezwungenen“ Wohnung gilt, dass dem in der Wohnung ver-

bleibenden Ehegatten zunächst eine Überlegensfrist zur Fortführung 
der Wohnung zugebilligt wird, die gemeinhin mit etwa drei Monaten 
bemessen wird.

Entscheidet er sich dann dafür, die Wohnung gemeinsam mit dem 
ausgezogenen Ehegatten zu kündigen, so ist der ausgezogene Ehe-
gatte für die gesamte Restdauer der Mietzeit – und zwar einschließ-
lich der Überlegenszeit – an den Mietkosten beteiligt, jedoch mit der 
Maßgabe, dass dem in der Wohnung verbleibenden Ehegatten vorab 
derjenige Teil der Miete für die gemeinsame Wohnung allein zuzu-
rechnen ist, den er als Miete für die Nutzung einer anderweitigen, 
allein angemieteten Wohnung fi ktiv erspart. Nur der überschießende 
Teil ist hälftig von dem anderen, aus der Ehewohnung bereits ausge-
zogenen Ehegatten zu tragen.

10. Mehr Transparenz im Onlinehandel 
durch neue EU-Richtlinie 

 
Die neue europäische Richtlinie über die bessere Durchsetzung und 
Modernisierung des EU-Verbraucherrechts soll helfen, sich beim 
Onlineshopping künftig besser zu orientieren. Hier die wichtigsten 
Regelungen: 

 » Klare Information an den Verbraucher, ob er Waren oder Dienst-
leistungen von einem Unternehmer oder einer Privatperson er-
wirbt und welche Rechte er im Falle von Problemen hat.

 » Verbraucher müssen beim Ranking leicht erkennen können, ob 
Suchergebnisse beispielsweise durch Provisionszahlungen be-
einfl usst wurden.

 » Die Kunden sollen künftig Gewissheit haben, ob der ihnen an-
gebotene Preis auch für alle anderen Kunden gilt. Ein perso-
nalisierter Preis, der beispielsweise durch die Nutzung eines 
bestimmten Endgeräts oder bisherige Bestellungen beeinfl usst 
wurde, muss klar gekennzeichnet werden.

 » Händler und Plattformbetreiber müssen sicherstellen, dass ver-
meintliche Kundenbewertungen tatsächlich von Kunden stam-
men, die das Produkt oder die Dienstleistung genutzt oder er-
worben haben.

 » Der Weiterverkauf von Veranstaltungstickets ist künftig verbo-
ten, wenn der Verkäufer das Ticket durch den automatisierten 
Kauf einer großen Anzahl an Tickets erwirbt. Verhindert werden 
sollen damit überteuerte Zweitverkäufe.

11. Vergleichsportale – nicht immer 
verbraucherfreundlich

Die Marktabdeckung der Vergleichsportale ist sehr hoch, sodass viele 
Verbraucher diese für ihre Kauf- oder Buchungsentscheidung immer 
häufi ger nutzen. Das Bundeskartellamt hat nun einige Portale unter 
die Lupe genommen und ist dabei auch auf verbraucherunfreund-
liche Tricks gestoßen.

In den Bereichen Versicherungen und Hotels werden teilweise wich-
tige Anbieter nicht mit einbezogen und die angezeigte Reihenfol-
ge wird bei Hotels durch gezahlte Provisionen mitbeeinfl usst. Viele 
Portale stellen beim Vergleich von Energie- und Telekommunikati-
onstarifen einzelne Angebote (Position „0“) vor dem eigentlichen 
Ranking dar. Hier einige von der Bundesregierung herausgegebene 
Verbrauchertipps:
 » Information in mehreren Portalen recherchieren
 » Berücksichtigung von unabhängigen Testergebnissen
 » Der Hinweis auf begrenzte Stückzahl sollte nicht beeindrucken
 » Die Listenplätze im Ranking hängen u. U. von den Zahlungen der 

Anbieter ab. Die Ergebnisse nach einem neuen Kriterium sor-
tieren.



 » Das Anzeigen bestimmter Angebote vor dem Ranking kann auf 
Werbung hinweisen.

12. Entgelte für Barein- und Barauszahlungen 
am Bankschalter

In seinem Urteil vom 18.6.2019 kam der Bundesgerichtshof (BGH) zu 
der Entscheidung, dass Banken seit dem Inkrafttreten des Zahlungs-
diensterechts im Jahr 2009 in ihren Preis- und Leistungsverzeich-
nissen dem Grunde nach Entgelte für Bareinzahlungen und Baraus-
zahlungen auf oder von einem Girokonto am Bankschalter vorsehen 
dürfen. Dem Kunden muss auch keine bestimmte Anzahl von unent-
geltlichen Barein- und Barauszahlungen eingeräumt werden (sog. 
Freipostenregelung). Im Rechtsverkehr mit Verbrauchern kann aber 
die Entgelthöhe der richterlichen Inhaltskontrolle unterliegen.

Anmerkung: Der BGH wies in diesem Zusammenhang darauf hin, 
dass nur solche Kosten umlagefähig sind, die unmittelbar durch 
die Nutzung des Zahlungsmittels (hier Barzahlung) entstehen (sog. 
transaktionsbezogene Kosten). Gemeinkosten, wie allgemeine Perso-
nalkosten und Kosten für Schulungen und Geräte, deren Anfall von 
dem konkreten Nutzungsakt losgelöst sind, sind nicht umlagefähig.

13. Entgeltklausel für Bankauskünfte

Eine Entgeltklausel für Bankauskünfte in Höhe eines Betrages von 
25 € ist unbedenklich, entschied das Oberlandesgericht Frankfurt 
am Main (OLG) in seinem Urteil vom 24.5.2019. In ihrer Begrün-
dung führten die Richter aus, dass es sich bei der Auskunftserteilung 
durch die Bank um eine zusätzliche Leistung handelt, die von son-
stigen Gebühren für Kontoführung etc. nicht abgedeckt sind. Eine 
solche Bankauskunft dient der Information Dritter über die „wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Kunden, seine Kreditwürdigkeit und 
Zahlungsfähigkeit“.

14. Änderungsklausel zu Kontoentgelt bei be-
stehenden Bausparverträgen unwirksam

Eine Klausel, mit der eine Bausparkasse durch Änderung ihrer All-
gemeinen Geschäftsbedingungen bei bestehenden Bausparverträgen 
von ihren Kunden Kontoentgelt während der Ansparphase verlangt, 
ist nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Celle unwirksam. Bei 
den Gebühren in der Ansparphase handelt es sich um organisato-
rische Aufwendungen, die von der Bausparkasse zu erbringen sind. 
Diese würde in unzulässiger Weise auf Bestandskunden abgewälzt.

Dass die Bausparkasse gerade bei Bausparverträgen mit länger zu-
rückliegendem Abschluss relativ hohe Zinsen zahlen müssen, die 
aktuell am Markt für vergleichbar sichere Anlagen nicht zu erhal-
ten sind, rechtfertigt keine andere Betrachtung. Es besteht keine 
grundsätzliche Notwendigkeit für eine nachträgliche Kompensation 
der geänderten Zinssituation am Markt, denn die Bausparkasse kann 
noch nicht voll besparte Verträge nach Ablauf von zehn Jahren nach 
dem vollständigen Empfang des Darlehens kündigen.

15. Wegfall der Geschäftsgrundlage 
bei einer Schenkung

In einem vom Bundesgerichtshof am 18.6.2019 entschiedenen Fall 
schenkte ein Ehepaar seiner Tochter und deren Lebensgefährten (die 
Beziehung bestand seit 2002) im Jahr 2011 Beträge in einer Ge-
samthöhe von ca. 104.000 € für den Erwerb einer Immobilie. 2013 
trennte sich das Paar. Die Eltern verlangten von ihm die Hälfte der 
zugewandten Beträge zurück.

Bei der Schenkung eines Grundstücks oder zu dessen Erwerb be-
stimmter Geldbeträge an das eigene Kind und dessen Partner hegt 
der Schenker typischerweise die Erwartung, die Immobilie werde von 
den Beschenkten zumindest für einige Dauer gemeinsam genutzt.
In dem o. g. Fall war die Zuwendung in der Erwartung erfolgt, dass 
die Beziehung zwischen der Tochter und ihrem Lebensgefährten 
andauern würde und dass das zu erwerbende Grundeigentum die 
„räumliche Grundlage“ bilden wird, es sich also nicht nur um ein 
kurzfristiges Zusammenleben der Partner handelt. 

Diese Geschäftsgrundlage der Schenkung ist weggefallen, nicht weil 
die Beziehung kein Leben lang gehalten hat, sondern weil sich das 
Paar schon weniger als zwei Jahre nach der Schenkung trennte und 
sich die für die Grundstücksschenkung konstitutive Annahme damit 
als unzutreffend erwiesen hat, die Partner würden die Lebensge-
meinschaft nicht lediglich für kurze Zeit fortsetzen. 

In einem solchen Fall ist die Annahme gerechtfertigt, dass die 
Schenkung nicht erfolgt wäre, wenn für die Schenker das alsbal-
dige Ende dieses Zusammenlebens erkennbar gewesen wäre. Dann 
kann dem Schenker regelmäßig nicht zugemutet werden, sich an der 
Zuwendung festhalten lassen zu müssen, und ist dem Beschenkten, 
wenn nicht besondere Umstände vorliegen, seinerseits zuzumuten, 
das Geschenk zurückzugeben. Da es regelmäßig fernliegt, dass der 
Schenker die Höhe des Geschenks um eine bestimmte Quote vermin-
dert hätte, wenn er die tatsächliche Dauer der Lebensgemeinschaft 
vorausgesehen hätte, kommt die „Berechnung“ eines an einer sol-
chen Quote orientierten Rückzahlungsanspruchs grundsätzlich nicht 
in Betracht. 

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2019: Juni = 105,7; Mai = 105,4; April = 105,2; März = 104,2; Februar = 103,8; Januar = 103,4
2015 = 100  2018: Dezember = 104,2; November = 104,2; Oktober = 104,9; September = 104,7   
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


